Position der SPD Kreistagsfraktion zum Kreistagsentwicklungskonzept

Die SPD Kreistagsfraktion stimmt heute nicht für den Beschlussvorschlag der Verwaltung, ergänzt um den so genanten Begleitbeschluss der Fraktionen CDU und Bündnis 90 / Die Grünen.

Grundsätzlich ist die Idee eines Kreisentwicklungskonzepts zu begrüßen. Dennoch gibt es drei grundlegende Kritikpunkte:

· Die jetzt vorlegte Fassung des Kreisentwicklungskonzepts ist zu kritisieren.

· Das Verfahren zur Erstellung des Kreisentwicklungskonzepts und seine enormen Kosten von 500.000 € ist zu kritisieren.

· Der Umgang mit dem Kreisentwicklungskonzepts nach der Vorlage jetzt ist zu kritisieren.

Zu den drei Punkten…

Die jetzt vorgelegte Fassung des Kreisentwicklungskonzepts ist zu kritisieren.

· Die jetzt vorgelegte Fassung des Kreisentwicklungskonzepts geht an den Realitäten in den Kommunen vielfach vorbei.

· Wesentliche Bereiche des sog. Kreisentwicklungskonzepts greifen in kommunale Zuständigkeiten und Planungshoheiten der Städte und Gemeinden ein. Zu nennen sind – nur zwei Beispiele:

· Schulentwicklungsplanung – hier agiert der Kreis widersprüchlicher denn je. Das ist das Zukunftsfeld. Dennoch muss der Kreis erst durch die Aufsicht zum Handeln in Sachen Gesamtschule getragen werden, während die Koordinationsprobleme insbesondere im östlichen Kreisgebiet weiter zu nehmen – Zuständigkeit des Kreises in Sachen neue Gemeinschaftsschule: „Null“.

· Entwicklung von Baugebieten und Wohnkonzepten contra Aufwertung und Reaktivierung bestehender Bauflächen – Baugebiete weisen die Kommunen aus und die Kommunen stellen die Bebauungspläne auf!

· Bereiche, die in unserer Zuständigkeit liegen, werden seitens des Kreisentwicklungskonzepts gar nicht oder nicht ausreichend gewichtet – dieses Mal drei Beispiele: 

· Sie wissen, dass die SPD Kreistagsfraktion Vorreiter in Sachen Umwelt, Klimaschutz und Nachhaltigkeit ist – ein Kreisentwicklungskonzept, dass keinen eigenen Strukturbereich „Umwelt und Klimaschutz“ hat, sondern dieses so wichtigen Themengebiet am Rande des Feldes „Wirtschaft, Arbeitsmarkt und Wissenschaft“ streift, passt nicht ins Jahr 2010, passt nicht in unsere Zeit. Ich erinnere nur an unsere Projekte „Solarkataster“, „Energieportal“ oder „Biogas/RSAG“

· Anderer Punkt, nur als Beispiel: Im Bereich „Soziales und Integration“ werden 8 sinnvolle Projekte genannt – doch das kreiseigenes Schul- und/oder Jugendamt wird nur zweimal als Beteiligter genannt. Wer soll das denn jetzt umsetzen? Und mit welchem Geld?

· Der bedeutende Punkt der Inklusion wird überhaupt nicht thematisiert – passt dies in die Zeit?

· Zuweilen schwankt das Kreisentwicklungskonzept zwischen guter Analyse und treffender Momentaufnahme und sagt dann – gar nichts -:

· Beispiel „Bevölkerung und Wohnen“: bezahlbarer Wohnraum, Bedarfsanalyse von 25. - 60.000 bezahlbaren Wohneinheiten. Seniorengerecht, Geschosswohnungsbau, ärztliche Versorgung im ländlichen Raum. Sehr gut. Aber: Keine Umsetzungsvorschläge. Und zuweilen gerade hier, wird seitens des Kreisentwicklungskonzepts der Kreis noch nicht mal als Akteur genannt.

· Zu guter Letzt: Strittige Punkten wurden schlichtweg ausgespart – aus Koalitionsraison oder warum? Zu nennen sind:

· Sind wir für oder gegen den Ennertaufstieg?

· Investieren wir jetzt deutlich in den ÖPNV oder hat der Individualverkehr mit Straßenneubau deutlichen Vorrang?

Heißt „vielfältige Schullandschaft“ jetzt á la schwarz/gelb „Gymnasium und Resteschule“ oder á la rot/grün „Gemeinschaftsschule“? 

Das Verfahren zur Erstellung des Kreisentwicklungskonzepts und seine enormen Kosten von 500.000 € ist zu kritisieren.

· Hinter uns liegt ein zwei jähriges Verfahren, dass deutlich über eine halbe Millionen Euro gekostet hat – an freiwilligen Mitteln.

· So sehr es zu begrüßen ist, dass es externe Begleitung gibt, so sehr muss man feststellen, dass die Beteiligung externer, vor allem Bürgerinnen und Bürger nicht gelungen ist.

· Mit Blick auf Stuttgart 21 ist zu erkennen, wie wichtig eine frühzeitige und umfassende Bürgerbeteiligung ist – doch wer Arbeitskreissitzungen regelmäßig zu allgemeinen Arbeitszeiten von 13:00 Uhr werktags einberuft, darf sich über mangelnde Beteiligung nicht wundern

· Der pauschale Vorwurf, die Fraktionen hätten sich frühzeitiger einbringen müssen, in dem sie intensiver in den AGen mitarbeiten, geht ins Leere: Hier im Kreistag, hier in seinen Ausschüssen finden die Debatten, draußen in den Räten der Städte und Gemeinden, auf den Plätzen und Vereinen. Man muss sich hierfür Zeit nehmen.

· Dieser Vorwurf „wir hätten uns mehr beteiligen sollen“, ist hanebüchen. Immerhin wird seit 2008 an dem Konzept rumgeschraubt – aber das fällt alles in die alte Legislaturperiode. Das heißt der Ende letzten Jahres konstituierte Kreistag soll jetzt mal eben zur Kenntnis nehmen, was 2008 und 2009 von den Vorgängerinnen und Vorgängern verantwortet wurde. So geht es nicht!

· Die Kommunen wurden nicht ausreichend mitgenommen

· Die Kritik der Stadt Troisdorf – einstimmig, inkl. CDU Bürgermeister sollte uns schwer zu denken geben – haben wir an der Realität vorbei geplant?

· Die mangelnde Rückmeldung eines nicht unerheblichen Teils der Kommunen ist mehr als bedenklich und wenn man sich die erfolgten Rückmeldungen ansieht, dann sind diese dürftig. Zuweilen wurde das KEK in Planungsausschüssen einfach so ohne Aussprache zur Kenntnis genommen.

· Bestehende Konzepte der Kommunen werden gar nicht erwähnt oder werden überhaupt nicht in die Analysen und Vorschläge des Kreisentwicklungskonzepts einbezogen.

· Jenseits der Kommunen existieren weitere Partner und Vereine. Die Liste der „Weiteren Projektbeteiligten“ liest sich beeindruckend – ist aber keine Aussage darüber, wie tief und wie weit die Beteiligung ging – suchen sie doch mal unsere eigenen Zweckverbände…


· Eine Frage muss auch erlaubt sein: Wo findet eigentlich in dem Konzept die Bundes- und UN Stadt Bonn statt? Wo gibt es ähnliche Auffassungen, widerstrebende Ansätze? Man kann dies nicht nur in verwaltungsinternen Sitzungen und in Pressemitteilungen predigen – man muss es auch machen: Und zwar in Kreisentwicklungskonzepten. Im hier vorlegten Konzept: Fehlanzeige!

· Ein ganz entscheidender Punkt jeder vernünftigen Projektplanung fehlt völlig und verhindert, dass man im Falle des Kreisentwicklungskonzepts überhaupt von einer entscheidungsreifen Vorlage oder gar ausreichenden Planung sprechen darf:

· Wenn die finanziellen Mittel nicht ausreichend und zudem Planungs- und Umsetzungskapazitäten nicht in ausreichendem Maße verfügbar sind, müssen zwingend Priorisierungen und eine Reihenfolge der Realisierung festgelegt werden. Nach Sachstand heute steht eine ordentliche zweistellige Zahl von sog. Leuchttürmen im Kreis herum. Was ist unerlässlich? Was ist nachrangig? Es fehlt darüber hinaus eine Kosten-/Nutzenabschätzung 
Der entscheidende Punkt fehlt! Und damit ist es nicht beschlussreif!

Umgang mit dem Kreisentwicklungskonzept

· Es ist eine Initiative der SPD Kreistagsfraktion, dass das KEK überhaupt auf die Tagesordnung des Kreistags kommt. In der ursprünglichen Verwaltungsvorlage war eine Kenntnisnahme zweiter Klasse im Kreisausschuss vorgesehen.

· Der Begleitbeschluss der Fraktionen CDU und Grüne darf keinesfalls als „großer Wurf“ angesehen werden. Tatsächlich beschreibt der Begleitbeschluss zu 85% geltendes Recht in den Bereichen Planung und in punkto Bürgebeteiligung.

· Die unter „1.“ aufgeführte Idee „der dynamischen Weiterentwicklung“ angesichts „sich ständig ändernder Rahmenbedingungen“ ist ein Standardfall der Projektarbeit – in Verwaltungen und Unternehmen

· Der unter „2.“ aufgeführte Finanzierungsvorbehalt unter der Maßgabe der Verfügbarkeit von Finanzmitteln und der Etatisierung im Haushaltsplan ist ein Witz: Erstens kann man Projekte nur finanzieren, wenn die Mittel oder Kreditermächtigungen gegeben sind, zweitens müssen alle Maßnahmen in Haushaltsplänen – Stichwort Haushaltsvorbehalt – erfasst sein.
Auch inhaltlich ist da wenig Neues: 

· Dies gilt für den Vorrang Flächenentwicklung statt Neuerschließung, wie im Baugesetzbuch und in Naturschutzgesetzen.

· Der Hinweis auf den Flughafen Köln/Bonn ist geltende Beschlusslage des Kreistags.

· Die Auswirkungen des Rheinhafens Niederkassel müssen nach Emissionsrecht und Beteiligung der Bürger im üblichen Planverfahren ohnehin vorgenommen werden und gleiches gilt…

· … für die Berücksichtigung des Elternwillens bei Schulentwicklungsplanung.
· Die Kritikpunkte sind benannt – was schlägt die SPD Kreistagsfraktion vor?

Das Konzept ist – wie zweifelsfrei aufgezeigt – nicht entscheidungsreif.


· Wir wollen eine Beratung und Begleitung in den kreisangehörigen Kommunen, organisiert durch den Kreis.

· Mit der Bundes- und UN Stadt ist eine neue Partnerschaft zu begründen – wir wollen, dass der Bonner Rat und der Bonner OB in die Beratungen einbezogen werden.

· Eine Beschlussfassung heute ist eine Beerdigung zweiter Klasse eines unvollendeten Ansatzes.

Abschließend:

· Es gibt einen sehr schalen Beigeschmack beim Kreisentwicklungskonzept.

· Eine nicht unerhebliche Anzahl der Kommunen hat sich nicht qualifiziert zurückgemeldet.

· Die Projekte betreffen vielfach die kommunale Planungshoheit von Städten und Gemeinden.

· Die Kreisverwaltung hat zwei Jahre Zeit in den Entwurf dieser knapp 140seitigen Vorlage investiert, mehr als 500.000 Euro wurden aufgewendet.

· Wir müssen aufpassen, dass keine Situation entsteht á la „der reiche Onkel Kreis denkt sich für eine halbe Millionen Euro ein Wolkenkuckucksheim aus, das die armen Neffen, Städte und Gemeinden, niemals bauen wollen, können oder dürfen“!

· Die SPD Kreistagsfraktion befürchtet, dass dieser zähe Prozess hier nach zwei Jahren schlichtweg gemäß dem Satz „Lieber ein Ende mit Schrecken als ein Schrecken ohne Ende“ einfach zu Ende gebracht werden soll – wir werden dies jedoch nicht so einfach durchlaufen lassen. Wir werden jetzt Jahr für Jahr aufrufen, was denn aus den Projekten in den Kommunen und im Kreis geworden ist – und so mancher hier im Kreis wird überrascht sein – wie wenig daraus geworden ist. Ein namhafter CDU Bürgermeister brachte es auf den Punkt: „Was ist mit dem Kreisentwicklungskonzept zu tun: Zur Kenntnis nehmen und abheften!“

· Wir appellieren an Bündnis 90/Die Grünen und die CDU, heute keinen abschließenden Beschluss zu fassen, sondern das Konzept als das zu begreifen, was es ist: Ein unvollendeter Ideensteinbruch, der vor endgültiger Beschlussfassung mit den Kommunen und weiteren Partnern detailliert aufzubereiten ist – so, wie es heute vorliegt, ist das Kreisentwicklungskonzept nicht beschlussreif!
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